
Das Aufklärungsgespräch

Sinn und Zweck der Aufklärung

▪ Information der Patient*innen

▪ Einwilligung in die Behandlung der informierten Patient*innen

▪ Sonst: Körperverletzung mit zivilrechtlicher und strafrechtlicher 

Verfolgung möglich

Aufklärungspflichtiger § 630 e II 1 Nr. 1 BGB

Aufklärungsgespräch = Ärztliche Vorbehaltsaufgabe  

▪ Sachkundige Ärzt*innen / ideal: behandelnde Person

▪ theoretische Befähigung der aufklärenden Person, die Maßnahme 

selbst durchzuführen

▪ bei schweren Eingriffen oder hohen Risiken immer Fachärzt*in 

hinzuziehen

Zeitpunkt der Aufklärung § 630 e II Nr. 2 BGB

▪ frühestmögliche Aufklärung

▪ Patient*in muss die Freiheit haben, sich für oder gegen die 

Maßnahme zu entscheiden (ohne psychischen Druck)  

▪ Vollbesitz der Einsichtsfähigkeit ist erforderlich (keine 

Vorsedierung, keine Beruhigungsmittel) 

Umfang der Aufklärung

▪ Vermittlung eines zutreffenden Eindrucks von der Schwere des 

Eingriffs und der Art der Belastungen, die die körperliche Integrität 

und zukünftige Lebensführung betreffen

▪ Eingriffstypische Risiken

▪ auch über extrem seltene Risiken, sofern diese für den Patienten 

überraschend sind und bei einer Realisierung schwer belastend 

sind, muss aufgeklärt werden
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Form der Aufklärung

▪ entscheidend ist das Gespräch

▪ Dokumentation der Aufklärung mit Hilfe von Aufklärungsbögen dient  

als Nachweis für das Aufklärungsgespräch, kann dieses jedoch nicht 

ersetzen

▪ Unterstützung durch handelsübliche Bögen 

▪ sofern selbst gestaltete Vorlagen notwendig sind, diese regelmäßig 

auch rechtlich überprüfen (lassen)

▪ Individualisierung: den vorgesehenen Platz für Eintragungen, 

Ergänzungen, Zeichnungen nutzen

▪ gegebenenfalls bei schweren Operationen Zeugen hinzuziehen

▪ Nachweis der Führung des Aufklärungsgesprächs durch 

unterzeichneten und individualisierten Aufklärungsbogen 

➢ Behandler*in trägt die Beweislast für ein ordnungsgemäß 

durchgeführtes Aufklärungsgespräch!

Entbehrlichkeit der Aufklärung

▪ Ärzt*in ist grundsätzlich immer zur Aufklärung verpflichtet

▪ Patient*in kann nur wirksam, ausdrücklich verzichten, wenn er/sie weiß, 

auf was er/sie verzichtet

▪ daher: Grundaufklärung

▪ Patient*in soll einen zutreffenden Eindruck von der Schwere 

des Eingriffs und der Art der Belastungen vermittelt 

bekommen

▪ sowohl der Verzicht als auch die Grundaufklärung müssen 

dokumentiert und von den Patient*innen unterzeichnet werden

Bitte beachten Sie, dass diese Kurz-Zusammenfassung nicht geeignet ist, komplexe juristische Sachverhalte zu dem hier dargestellten 

Themenbereich erschöpfend darzustellen. Sie kann eine Rechtsberatung im Einzelfall nicht ersetzen, ist auch keine allgemein gültige 

„Checkliste“, sondern dient lediglich als Erinnerungsstütze für die Teilnehmer des Vortrags.



andere mögliche Fälle für  eine Entbehrlichkeit gem. § 630 e BGB

▪ mutmaßliche Einwilligung (Bewusstlosigkeit, vitale Indikation)

▪ „informierte“ Patient*innen (durch zeitnah durchgeführte und 

identische Vorbehandlung)

▪ Erfahrung / Ausbildung (Patient*in ist vom Fach und mit der 

Maßnahme vertraut)

▪ reduzierte Aufklärung nach psychiatrischem/psychologischem 

Konsil (bei extremer psychischer Belastung für Patient*innen 

durch Aufklärung)

➢ All diese Fallkonstellationen sind sehr restriktiv auszulegen! 

Die Entbehrlichkeit ergibt sich nur in Extrem- und Ausnahmefällen.

Aufklärungsadressat*in

Grundsätzlich die Patient*innen selbst!

Minderjährige Patient*innen bis 14 Jahre

▪ Eltern sind Aufklärungsadressat*innen

▪ kleiner Eingriff: ein Elternteil reicht aus

▪ mittelschwerer Eingriff: sich der Zustimmung des 

zweiten Elternteils vergewissern 

▪ schwerwiegender Eingriff: Aufklärung beider 

Elternteile notwendig

Jugendliche Patient*innen 14-17 Jahre

▪ Geschäftsfähigkeit wird nicht vorausgesetzt

▪ notwendig ist die Einsichtsfähigkeit, d. h. die Jugendlichen 

muss Art, Bedeutung und Tragweite (Risiken) der ärztlichen 

Maßnahme erfassen können

▪ Einzelfallentscheidung mit Abwägung nach Reife und Einsicht 

des Patienten

▪ im Zweifel: Aufklärung der Eltern

▪ wenn die Eltern nicht mit aufgeklärt werden: Abwägung über die 

Einsichtsfähigkeit zwingend dokumentieren
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Fremdsprachler*in als Patient*in

▪ Dolmetscher*in hinzuziehen (Dolmetscherliste)

▪ grundsätzlich dürfen Ärzt*innen auf die Übersetzungsleistung 

vertrauen

▪ Dokumentation: auf fremdsprachigem Bogen

▪ Dolmetscher*in soll im Aufklärungsbogen namentlich 

benannt werden und auch unterschreiben

Sonderfall: psychisch kranke Patient*in

▪ Behandlung ist selbstbestimmte freie Entscheidung

▪ grundsätzlich ist auf die Einsichtsfähigkeit abzustellen

▪ wenn Patient*in zum Zeitpunkt der Aufklärung als nicht 

einsichtsfähig eingeschätzt wird

›  Betreuer*in oder Betreuungsgericht einschalten 

Aushändigung des Aufklärungsbogens an die Patient*in

Verzicht auf Herausgabe möglich § 630 c IV BGB

▪ Verzicht der Patient*innen auf die Herausgabe 

unbedingt dokumentieren und unterschreiben lassen

Hinweis auf Behandlungsfehler § 630 c BGB

Patient*in ist über einen Behandlungsfehler nur aktiv zu informieren, 

wenn:

▪ Erkennbare Umstände die die Annahme eines Behandlungsfehlers 

begründen vorliegen und

▪ Patient*in danach fragt oder 

▪ zur Abwendung von gesundheitlichen Gefahren

➢ Dokumentation ist unerlässlich

▪ für Rechtsanwält*innen, Staatsanwält*innen und 

Richter*innen ist nur das passiert, was in der Akte 

vorkommt

Die Funk Health Care Consulting GmbH bietet Aufklärungsschulungen für ärztliches Personal an.

Referent*innen: Jurist*innen mit langjähriger Erfahrung als Krankenhausauditor*innen, spezialisiert auf Medizinrecht

Ansprech-

partner*innen: Ass.jur. Karin Platz,

 k.platz@funk-gruppe.de

 Ass.jur. Svenja Hehnen

 s.hehnen@funk-gruppe.de
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